
Kernenergie 

Die Hälfte der Bevölkerung wird verärgert 
Über die Sozialverträglichkeit der WAA in Wackersdorf I Von Ortwin Renn 

Die heftigen Auseinandersetzungen 
um den Bau der WiederaufarbeituDgs­
anlage in Wackersdod haben ein 
schon rur tot gehaltenes Thema zu 
neuem Leben erweckt: die zukünftige 
Kemenergiepolitik der Bundesregie­
rung. Entbrannten um die Fnge der 
Kernenergie noch vor ,,'enigen Jahren 
heftige Auseinandersetzungen, ver­
bunden mil umfangreichen Demon­
strationen und politischen Ausein­
andersetzungen, so kam es nach der 
Machtübernahme durch die neue Ko­
alition in Bonn zu einer Beruhigung 
an der EnergierronL Auch die Kern­
energie schien dem öffenlJicben Mei­
Dungsstreit entronnen zu sein. Doch 
Wackersdorf rührte zu neuer Erregung 
- bel Gegnern wie Befürwortern der 
Anlage. Dr. Omvin Renn, Leiter der 
Abteilung Mensch und Technik in der 
Kemforschungsanlage Jülich, berich­
tet über Studienergebnisse zur Frage 
der Sozialnrträglichkeil der geplan­
ten Atomfabrik. 

Die geringere Nachfrage nach elektri­
schem Strom halte auf der einen Seite 
eine wesentliche Verlangsamung des 
nuklearen Ausbauprogramms bedingt, so 
daß es an konkreten Objekten fehlte, an 
denen sich Protest und Opposition hätten 
entzünden können. Zum anderen erlebte 
das Thema Kernenergie den üblichen 
Abnutzeffekt in der politischen Diskus­
sion und wurde durch andere Themen. 
vor aJlem der Friedenssicherung, ver­
drängt. So lautet auch die offIZielle Devise 
im Bundesrorschungsministerium, keine 
neue Debatte mehr über die Notwendig­
keit und Vertretbarkeit von Kernenergie 
vom Zaun zu brechen. sondern die ener­
giewirtschaftlichen Umernehmen im Rah­
men der gesetzlichen Auflagen frei und 
ungeschoren operieren zu lassen. 

Ob dieses Konzept jedoch aufgeht, ist 
angesichts der jüngsten Ereignisse in 
Wackersdorf fragwürdig geworden. Die 
einseitige Konzentration der antinukJe­
aren Kräfte auf einen Standort zeigt zwar, 
daß anders als in den vorhergegangenen 
lahren der NukleaJJlrotest nicht mehr an 
mehreren Stellen gleichzeitig präsent ist. 
beweist aber auch augenscheinlich, daß 
die Kernenergie-Gegner die soziologi­
schen und psychologischen Arbeiten zur 
Akzeptanz der Kernenergie in der Be­
völkerung sehr genau studiert haben. 
Denn Anreicherungsanlagen, Brenn­,. 

elementfabriken und selbst Kernkraft­
werke sind heute Objekte, die von der 
umgebenden Bevölkerung zwar nicht ge­
liebt, aber zumindest geduldet werden. 

Die gute Sicherheitsbilanz deutscher 
nuklearer Anlagen hat zudem dazu bei­
getragen. daß die Angst vor Unfallen oder 
radioaktiver Verseuchung zurückgegan­
gen ist. Dessen ungeachtet ist aber die 
überwiegende Mehrheil der Bevölkerung 
davon überzeugt, daß die Entsorgung 
nukJearer AbfaJlstoffe noch ungesichert 
sei. Somit steht die geplante Wieder· 
aufarbeitungsanlage symbolhaft rur den 
Komplex der Entsorgung. Der auf 
Wackersdorf konzentrierte Protest fallt 
damit auf psychologisch fruchtbaren 
Boden. 

Sozialn~rtriglJchkeU 
als Bewertuncskriterlum 

Inwieweit der Protest gegen die Wie­
deraufarbeitungsanlage in Wackersdorf 
Erfolg haben wird., läßt sich zur Zeit 
schwer abschätzen. Zwar ist die CSU­
Regierung in Bayern fest entschlossen, an 
dem Projekt festzuhaJten; eine starke 
Opposition aus den eigenen Reihen 
könnte jedoch Anlaß sein, die Sache noch 
einmaJ zu überdenken. Nicht zuletzt 
dürfte dabei der Gedanke mitspielen, 
daß auch ohne Wiederaufarbeitung die 
Bundesrepublik rur begrenzte Zeit Kern­
energie weiter nutzen und die nuklearen 
AbfatJe direkt endlagern könnte. Diese 
Option ist zur Zeit sogar billiger und 
sicherheitstecbnisch zumindest genauso 
unbedenkJich wie die Lösung mit Wieder-

aufarbeitung. Die Gründe tur die Wiede r· 
aufarbeitung. vor allem die wese ntlich 
bessere Ausnutzung der Kernenergie mit 
Hilfe von Brutreaktoren, sind dagegen 
langfristiger Natur und kommen der 
Energieversorgung unmittelbar nicht zu­
gute. 

Ob aus langfristigen Überlegungen der 
Versorgungssicherheit und des technolo­
gischen Vorsprungs in der Bundesrepublik 
Deutschland der Bau der Wiederaufarbei­
tungsanlage unverziehtbar ist. bleibt eine 
politische Entscheidung. die nicht allein 
von den energiewinschaftlichen Unter­
nehmen, sondern vor allem von der 
Bundesregierung getroffen werden muß. 

Schon die erste Enquete-Kommission 
des Detschen Bundestages zur zukünfti­
gen Kemenergiepolitik hatte die Politiker 
aufgerufen, die gesellschaftliche Veraot­
wortbarkeit von Kernenergie - don 
Sozialverträglichkeit genannt - als gleich­
berechtigtes Kriterium neben Wirtschafl­
lichkeit, Umweltverträglichkeit und inter­
nationale Verträglichkeit in den Bewer· 
tungskanon aufzunehmen. Sozialverträg­
lichkeit wurde von der Enquete-Kommis­
sion als Verträglichkeit mit der sozialen 
Ordnung und Entwicklung definiert. 

Diese allgemeine Definition wurde wie 
folgt spezif1ziert: 
- Grundrechte, rechtsstaatliche und de­
mokratische Prinzipien dürfen nicht ver­
letzt werden. 
- Es müssen Freiräume fLir die Lebens­
fLihrung offen gehalten werden. 
- Die Flexibilität künftiger Generationen 
darf nicht eingeschränkt werden. 
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- Es soll weitgehend Gebrauch von rege­
ntntiv"en. pn.ktisch unerschöpnichen 
Energiequellen gemacht werden. 
- Es soU ein reibungsloser Wechsel zu zu· 
künftigen Energiesystemen möglich sein. 
- Schließlich soll ein breiter politischer 
Konsens über das Energievcrsorgungs­
system bestehen. 

Wie steht es nun mil der Soziolverträg­
lichteit der Kernenergie. vor allem der 
Wiederaufarbeitungsanlage in Wackers­
dorf? Beim intensiven Studium der Sozial­
verträglichkeit stellt sich schnell heraus. 
daß der Begriffbis heute noch unklar und 
wissenschaftlich kaum zu messen isl. 

Zwei hnlJeleutachlen ,'orgelegt 

Um den Begriff der Sozialvenräglich­
teit mit Leben zu runen. wurden deshalb 
von der zweiten Enquete-Kommission 
und dem Bundesforschungsministerium 
zwei Studien angeregt. um die Sozial­
verträglichteit verschiedener Energiever­
sorgungssysteme zu bestimmen. Ein Pro­
jekt wurde von den Professoren Meyer­
Abich in Essen und SchefTold in Frank­
furt geleitet. das andere von der Pro­
grammgruppe Technik und Gesellschaft 
unter der Leitung von Professor Häfele. 
Dr. Münch und Dr, Renn in der Kern­
forschungsanlage Jülich durchgefUhrt, 
Wahrend die ersten Gruppen in Essen 
und Frankfurt mit Hilfe von allgemein 
gültigen Kriterien ein Szenario mit starker 
Energieeinsparuns und ein anderes mit 
starkem Energieausbau nach theore­
tischen Gesichtspunkten bewerteten. be­
fragten die Jillicher Sozialforscher mit 
Hilfe der in Wuppertal entwickelten 
Planungszelle-Methode die Bevölkerung 
nach ihren Präferenzen über die zu­
lcünftige EnergjepolitLk, Seide Gruppen 
haben inzwischen ihre Endgutachten dem 
Bundesministerium vorgelegt,· 

Das interessante Ersebnis beider 
StUdien ist wohl die Tatsache, daß die 
naheliegende Vermutung von Gefallig­
keitsgutachten einerleits fUr. andereTSeits 
gegen Kernenergie nicht zutraf, Erwartet 
hätte man von Jütich eine eindeutige Aus­
sage rur die Kernenergie, von dem als 
Skeptiker der Kernenergie bekannten ~ 
fessor Meyer-Abich eine eher ablehnende 
SteUungnahme. Doch nach eingehender 
theoretischer beziehungsweise empiri­
scher Prüfung der Sozialverträglichteil 
stimmten beide Forschungsteams darin 
überein, daß ein starker Ausbau der Kern­
energie, wie er noch Anfans der 70er Jahre 
vorgesehen war, das Etikett .. Sozialver­
träglichkeit" nicht verdiene, Umgekehrt 
würde auch ein völliger Verzicht aufKem· 
energie - dies geht aus beiden Studien 
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Kernenergie 

deutlich hervor - zu energiewirtschafl­
lichen Turbulenzen führen, die an die 
Grundfeste unserer wirtschaftlichen 
Struktur runeln würden. Als Alternative 
verbleibt demgemäß ein moderater Aus­
bau der Kernenergie, der im wesentlichen 
auf dem Strom-spezifischen Markt be­
schränkt bleiben und die Wärmeversor­
gung weitestgehend anderen Energie­
trägern überlassen soll. 

Soweit die Übereinstimmung zwischen 
heiden Studien. Unterschiedliche Auffas­
sungen treten in den Fragen nach der 
zukünftigen Rolle der Kernenergie ruf die 
Gesamtenergieversorgung auF. Während 
Meyer-Abich und sein Team dafLir plädie­
ren. der Kernenergie nur eine vorüber­
gehende Rolle in der Energieversorgung 
einzuräumen. bis die Solarenergie weit ge­
nug entwickelt sei, wird im Endgutachten 
aus Jülich implizit die Annahme vertreten, 
Kernenergie müsse auch mittel- und lang­
fristig an der Energieversorgung beteiligt 
bleiben. Die Gründe daflir werden vor 
allem darin gesehen, daß die Solarenergie 
in der Bundesrepublik Deutschland vom 
Potential her zwar beschränkt zum Ein­
satz kommen könne, zum anderen, daß 
die angestrebten Sparmaßnahmen zur 
rationellen Energieverwendung weniger 
wirlsam seien als dies in den Entwürfen 
aus Frankfurt und Essen angenommen 
würde. Dadurch ergebe sich zwangsweise 
eine Angebotslücke, die nur durch Kern­
energie gedeckt werden könne. Außer­
dem stufen die Jülicher Forscher die 
Probleme der Absicherung des Kern­
brennstoffkreislaufes gegen Sabotage und 
Terrorismus nicht als eine Gefahrdung der 
persönlichen Freiheitsrechte ein und 
setzen sich damit von den AusfUhrungen 
von Alexander Roßnagel aus dem Essener 
Team ab, der mit dem Ausbau der Kern­
energie eine Bedrohung individueUer 
Freiheitsrechte verbindet. Das Fazit der 
Jülicher Studie lautet sinngemäß: Alle 
Energieträger sollten in Zukunft parallel 
genutzt wer-den, um deren spezifiSCh 
positiven Eigenschaften optimal aus­
zunutzen und eine möglichst breite Diver­
siflzierung des Energieangebotes vor­
zunehmen. 

Besonderes Augenmerk wird in der 
Jülicher Studie auf die vermutete Akzep­
tanz unterschiedlicher Energieversor­
gungsstrategien gelegt. Rund 500 zu­
rillig ausgewählte Bürger aus der ganzen 
Bundesrepubllk wurden in speziellen 
Seminaren über die verschiedenen ener­
giepolitischen Alternativen informiert und 
sie im Anschluß daran gebeten, ihre Präfe­
renzen rundzutun. Etwa 42 Prozent der 
befragten Bürger entschieden sich dabei 
für den von der Enquete-Kommission 
vorgelegten pfad 2, der einen moderaten 
Ausbau der Kernenergie auch in Zukunft 
vorsieht Fast ebenso viele Bürger (39 Pro­
zent) möchten den pfad 3 (mit auslaufen-
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der Kernenergie nach dem Jahre 2(00) in 
Zukunft verwirklicht sehen. Einen starken 
Ausbau der Kernenergie (pfad I) bezie· 
hungsweise eine ganz auf Energieeinspa­
rung und Solarenergie abzielende Strate­
gie (pfad 4) wurden jeweils nur von drei 
beziehungsweise 16 Prozen! der Befragten 
berurwortet. Aus den empirischen Ergeb­
nissen ziehen die Jülicher Forscher den 
Schluß, daß sowohl die heute vorherr­
schende Ausbauphilosophie der Kern­
energie mit Wiederaufarbeitung und 
Otrenhaltung der Brüter-Option wie auch 
die von der SPD favorisie rten Option mit 
auslaufender Kernenergie (Schwedische 
Lösung) im Prinzip sozialvenräglich. das 
heißt mit den Wertvorstellungen und Zu­
kunftsvorstellungen der meisten Bundes­
bürger vereinbar seien. AJlerdings - so die 
Sozialforscher - bestünden die Bürger auf 
einer raschen und zuverlässigen Endlage­
rung der radioaktiven AbraJle. damit die 
heutige Kernenergienutzung keine Hypo­
thek CUr kommende Generationen dar­
stellen soUe. 

Was folgt aus den heiden Sozialverträg­
lichkeitsstudien CUr die Wiederaufarbei­
tungsanlage in Wackersdorf? Gemäß dem 
Votum aus Essen ist eine solche Wieder­
aufarbeitungsanlage weder ökonomisch 
noch sicherheitstechnisch sinnvoll, da die 

Kemenergienutzung als Zwischenlösung 
eine Recyclierung des Urans nicht erfor­
derlich mache. Im übrigen könne von der 
Wiederaufarbeitungsanlage der Impuls 
ausgehen. über den moderaten Ausbau 
der Kernenergie als Zwischenlösung hin­
aus eine irreversible Einbindung der 
Nuklearenergie in das Versorgungsnetz 
vorzunehmen. Das Jülicher Ergebnis ist in 
dieser Frage aufgrund der empirischen 
Ergebnisse offener: Die Bevölkerung ist 
nämlich bei der Frage nach der künftigen 
RoUe der Kernenergie rur die Energiever· 
sorgung in zwei relativ gleiche Lager 
gespalten. Gleichgültig, ob man einen 
moderaten Kernenergieausbau mit lang· 
zeitwirkung (also unter Einschluß von 
Wiederaufarbeitung) oder mit Kurzzeit­
wirkung vorsieht, in jedem Falle verärgert 
man die jeweils andere Hälfte der Bevöl· 
kerung. Eine eindeutige Priorität rur die 
eine oder andere Lösung ist damit aus 
dem Sozialverträglichkeitsgedanken nicht 
abzuleiten. Damit geben die Jülicher den 
Ball an die Politiker zurück. An der Sozial· 
verträglichkeit braucht die Wiederauf­
arbeitung nicht zu scheitern : ob sie aller­
dings notwendig ist. muß nach tech­
nischen. ökonomischen und vor allem 
politischen Gesichtspunkten entschieden 
werden. 0 
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